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ericht
über

die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Sechszehirte Sitzung.

Oldenburg , den 13. December 1872.  Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung: 1. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs wegen Aufbesserung der Beamtcn-Gehalte. (Vorl. 45.)
2. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, bctr. das Diensteinkomme» der Volksschullehrer im Fürsten¬

thum Birkenfcld. (Vorl. 31.)
3. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, bctr. die Einführung einer Gebäudcstcuer für das Fürstcnthum

Birkenfeld. (Vorl. 53.)
4. Bericht des Finanzausschusses, betr. den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des Fürsten¬

thums Lübeck pro 1873/75. (Vorl. 61.)
5. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, bctr. die Emission einer zweiten Serie Actien der

Oldenburgischen Landesbank im Betrage von 2500 Stück L 200 »F. (Vorl. 77.)
6. Bericht des JustizausschuffeS über den Gesetzentwurf, betr. polizeiliche Bestimmungen zum Schutze

der Fischerei. (Vorl. 7-1.)
7. Mündlicher Bericht des Jnstizausschusses über den Entwurf eines Gesetzes, bctr. Neue Bestim¬

mungen zum Gesetze für das Herzvgthum Oldenburg, betr. die Gebühren in bürgerlichen Rechts¬
und Strafsachen, vom 28. Juni 1868. (Vorl. 14.)

8. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die Veräußerung der bei Eutin belegenen Neu-
mühle. (Vorl. 82)

9. Mündlicher Bericht des Petiiionsausschusses über die Petition des Lehrers G. Niemöller  zu
Cappeln, den Termin seiner definitiven Anstellung betreffend.

Vorsitzender: Präsident Graepel.

Am Ministertisch: Regierungs-Commiffaire Cammcrrath
Janssen,  Cammcrrath Heumann , Assessor Wesche.

Der Schriftführer Tantzen  verliest das Protokoll.
Reg.-Com. Assessor Wesche : ES sei von dem Herrn

Berichterstatter bei dem Gesetzentwurf, betr. Aufbesserung der
Beamtengehalte, zu Antrag 2 deS Ausschusses eine Erläute¬
rung gegeben, er bitte, diese Erläuterung in das Protokoll
aufzunehmen.

Schriftführer Abg. Tantzen : Er habe den Antrag
des Ausschusses wörtlich in das Protokoll ausgenommen.

Präsident : Er sei der Ansicht, daß derartige Er¬
klärungen nur dann in das Protokoll aufzunehmen seien,
wenn darauf sofort ein Antrag gestellt sei. Ein solcher An¬
trag sei aber nicht gestellt, und habe der Schriftführer deß«
halb keine Veranlassung gehabt, die Erklärung zu Protokoll
zu nehmen.

Das Protokoll wird hierauf genehmigt.
Eingänge:

1. Schreiben der Staatsregierung vom 10. Dccbr. d. J >,
betr. Umrechnung der Grund- und Gebäudesteucr für
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das Herzogthnm Oldenburg . ( An den Finanzaus¬
schuß .)

2 . Petition des Nechnungsstellers Tön nies  zu Gander¬
kesee , bctr . Erlaß der von den Mitgliedern der Mo¬
biliar - Feuerversicherungs - Gesellschaft zu Ganderkesee
jährlich zu zahlenden l '/s ^ Stempelsteuer . ( Soll
im Vorzimmer auf einige Tage ausgelegt werden,
und , falls Anträge nicht gestellt werden , als erledigt
angesehen werden .)

3 . Schreiben des Cammerraths Heu mann,  betr . einen

Schreibfehler in dem Gesetzentwurf wegen Abänderung
des Wittwcncassengesetzes vom 15 . Juni 1861.

Der Präsident erklärt , es könne wohl keinem Zweifel
unterliegen , daß nur ein Schreibfehler vorliege , und würde
er , wenn die Versammlung keinen Widerspruch erhöbe , die
Aenderung br . m . vornehmen.

Die Versammlung hat hiergegen nichts zu erinnern.
Es wird zur Tagesordnung übcrgegangen.
I . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs wegen Aufbesse¬

rung der Beamten -Gchaltc . (Vorl . 45 .)
Präsident : Anträge zur zweiten Lesung seien nicht

gestellt . Der Bericht des Finanzausschusses habe wegen Kürze
der Zeit nicht vertheilt werden können.

Schriftführer Abg . Tantzen  verliest eine Zusammen¬
stellung des Finanzausschusses.

Hierauf wird der Gesetzentwurf , wie er aus der ersten
Lesung hervorgcgangen ist , angenommen.

II . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . das Dienst¬
einkommen der Volksschullehrer im Fürstenthnm Birkenfeld.
(Vorl . 31 .)

Herr Reg . -Com . Oberrcgicrungsrath Steche hat bean¬
tragt , den 8 - 2 im Art . 4 in der Fassung der Regierungs¬
vorlage wieder herzustellen . Dieser Antrag wird abgelehnt
und der Gesetzentwurf dem Ausschußantrag gemäß in der
Fassung der ersten Lesung angenommen.

III . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . die Ein¬
führung einer Gebäudestcuer für das Fürstenthum Birkcnscld.
(Vorl .' 53 .)

Anträge zur zweiten Lesung sind nicht gestellt.
Der Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle den Gesetzentwurf auch in zweiter
Lesung unverändert annehmcn,

wird angenommen.
IV . Bericht des Finanzausschusses , betr . den Vor¬

anschlag der Einnahmen und Ausgaben des Fürstenthums
Lübeck pro 1873/75 . ( Vorl . 61 .)

I . Einnahmen.
8 - 1 — 9 incl . werden angenommen.
Zu 8 . 10 hat der Ausschuß den Antrag 10 ge¬

stellt:

der Landtag wolle genehmigen , daß von vorstehenden
Einnahmcpösten jährlich für die Finanzperiode 1873/75

zur Sustcntakion des Großherzoglicheu Hauses
13600 3 in Abzug gebracht werden.

Dieser Antrag wird angenommen.
8 - 11 — 11 incl . werden angenommen.
Abg . Wulff zu Z . 15 : Die Grundsteuer des alten

Fürstenthums sei zu 10,200 -.P veranschlagt , die Landsteuer
der neuen Landestheile zu 7t70 -A . Es sei jetzt gesetzlich
fcstgcstellt , daß von jetzt an der Betrag dieser Landsteuer aus
b/i des früheren Betrages ermäßigt werden solle . Durch
diese Herabsetzung sei schon anerkannt , baß früher zu viel
bezahlt sei . Früher habe der ganze Betrag circa 9500

betragen . Es sei dcßhalb eine Forderung der Gerechtigkeit,
den Leuten das zu viel Bezahlte zurückzuerstatteu , und dies
würde sich dadurch machen lassen , daß für das nächste Jahr
die Landsteuer ganz erlassen würde . Er stelle dcßhalb den
Antrag:

der Landtag wolle an Grundsteuer aus dem alten
Fürstenthum nach den Gesetzen vom 21 . December

1854 und 19 . April 1861 pro 1873 — 10,200 «F>
genehmigen , und Großherzogliche Staatsregierung er¬
suchen , sich mit dem Erlaß der Landsteuer aus den

neuen Gebietstheilen pro 1873 als eine Entschädigung
für die in den Jahren 1870/72 zu viel gezahlle
Steuer einverstanden zu erklären.

Zur Begründung dieses Antrags wolle er Folgendes
bemerken . Die Unzufriedenheit in den neuen Landestheile»
wegen der hohen Steuern sei sehr groß und auch nur zu
begründet . In Holstein habe Preußen in dieser Beziehung
seiner Zeit viel liberaler verfahren , indem es sofort bei Ein¬
führung der Einkommensteuer die Landsteuer um '/ § heruntcr-
gesctzt habe . Im Provinzialrath sei immer nur erwidert,
daß die Rückzahlung der Steuer mit großen Schwierigkeiten
verbunden sei . Das könne ihn aber in seiner Ansicht nicht
irre machen . Die Annahme seines Antrags sei der erste Act
zur Versöhnung , in der Folge würden sich dann die Be¬
wohner der neuen Landestheile mehr und mehr an das neue
Regiment gewöhne ». Das jetzt beschlossene Gesetz , betr . die
Ermäßigung der Landsteuer , habe doch gewiß ebenso viel
Anspruch darauf , daß ohne rückwirkende Kraft gegeben werde,
als der vor einigen Tagen erfolgte Beschluß , nach welchem
die Diäten der Abgeordneten erhöht seien.

Der Antrag des Abg . Wulff  ist genügend unterstützt
und kommt zur Berathung.

Berichterstatter Abg . Nathan : Zu dem eben gestell¬
ten Antrag müsse er bemerken , daß er mit der Sache nicht
genau betraut sei und sich deßhalb einen Antrag zur zweiten
Lesung Vorbehalten müsse.

Reg . - Com . Cammerrath Janffen : Er möchte doch
anheim geben , auf diesen Antrag nicht einzngehen . Wenn
der Abg . Wulfs  sage , die Bedenken , welche der Rückzah¬
lung entgegenständen , würden dadurch beseitigt , daß man den
Bewohnern der neuen Landestheile die Steuer für 1873 er-
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ließe, so sei das doch nicht richtig, da es doch nicht überall
der Fall sei, daß gerade Denen, welche die Steuer früher
bezahlt hätten, die Zahlung erlassen würde.

Abg. Wulff : Die Finanzfrage könne nicht in Betracht
kommen, es sei eben der Erlaß der Steuern eine Forderung
der Gerechtigkeit. Dieser Erlaß komme den Grundbesitzern
zu Gute ; ob eö noch überall dieselben seien, die früher zu
viel bezahlt hätten, sei einerlei.

Der Antrag bcS Abg. Wulff  wird abgelehnt und hier¬
auf der Ausschußantrag 15:

der Landtag genehmige an Grundsteuer in den Jah¬
ren 1873/75 jährlich an Einnahmen 17,370

angenommen.
H. 16—25 werden angenommen.

II . Ausgaben.
tz. 1—6 werden angenommen.
Abg. Wulff zu 8- 7:  In dieser Position seien

285 ^ zur Bewilligung von Gratificationen für Gemcinde-
diener ausgeworfen. Diese Summe sei seines Erachtens viel
zu gering. Der Gemeindcdicncr müsse wöchentlich zwei Mal
zum Amt und Gericht, und habe dann außerdem noch viele
Gänge in der Gemeinde zu machen. Dafür bekommez. B.
der Gemeindediener einer großen Gemeinde 18 und an
Gebühren etwa 30 H jährlich. Wenn man bedenke, daß
der Gcmeindediener an den Tagen, wo er zum Gericht ginge,
von Morgens 10 Uhr bis manchmal4 oder 5 Uhr am Ge-
richtsort bleiben müsse, so erscheine diese Vergütung von zu¬
sammen 48 »P doch sehr niedrig. Die Gemeinden seien doch
nicht verpflichtet, die Gcmeindediener, die lediglich Staats¬
angelegenheiten besorgten, zu besolden. Er stelle dcßhalb den
Antrag:

der Landtag beschließe, die Großhcrzoglichc Staats¬
regierung zu ersuchen, die Gratificationen für die
Gcmeindediener zu erhöhen.

Der Antrag ist genügend unterstützt und kommt zur
Berathung.

Berichterstatter Abg. Nathan : Er müsse den Antrag
des Abg. Wulff  dringend empfehlen und zwar namentlich
auch, weil die Gemeindediencr im Staatsinteresse sehr lhätig
seien.

Der Antrag des Abg. Wulff  wird angenommen.
§. 7 wird angenommen.
Zu § 8 hat der Ausschuß den Antrag M. 30 ge¬

stellt:
der Landtag wolle zu §. 8 pro 1873 — 10708
9 pro 1874 — 10908 9 ^ und Pro 1875
11058 ^ 9 ^ sich zwar zustimmend erklären, je¬
doch das dringende Ersuchen an die Staalsregierung
richten, den zweiten Gerichtsactuar in Schwartau und
den zweiten Amtsboten im Amtsgericht Ahrensböck
so bald khunlich anderweitig zu verwenden.

Dieser Antrag wird angenommen.

Zu 8- 9 ist vom Ausschuß der Antrag ^ 31 ge¬
stellt:

der Landtag wolle die Geschäftskosten pro 1873 mit
5501 ^ 3 ^ und pro 1874/75 mit 5507
27 zwar genehmigen, jedoch die Staatsregierung
ersuchen, die bezeichnten Gratificationen für die Folge
wegfallen zu lassen.

Reg.-Com. Assessor Wesche : Er möchte bemerken,
daß diese Gratificationen nicht bloß im Fürstenthum Lübeck,
sondern auch hier im Herzogthum gegeben würden, wenn
man sie dort streiche, müßten sie folgerichtig auch hier weg¬
fallen.

Berichterstatter Abg. Nathan : Wenn cs einmal für
unrichtig gehalten würde, derartige Gratificationen zu geben,
so könne der Umstand, daß hier im Herzogthum noch dieses
unrichtige Verfahren beobachtet würde, für Lübeck keinen
Maaßstab abgebcn.

Reg.-Com. Assessor Wesche : Seines Wissens sei für
den Voranschlag für das Herzogthum ein Antrag, wie der
hier gestellte, nicht eingebracht und müsse er darin doch eine
Jnconsequenz sehen.

Antrag 31 wird angenommen.
8- 10—17 werden angenommen.
Im 8- 18 find zur Verbesserung der Viehzucht und zu

sonstigen der Landwirthschaft förderlichen Zwecken jährlich
240 ausgeworfen.

Abg. Wulff : Es habe sich in neuerer Zeit die Nolh-
wendigkeit herausgestellt, mehr Mittel zu diesem Zweck aus-
zuwersen. Für Birkenfeld seien 500 bewilligt und in
Lübeck sei doch wohl ein größeres Bedürfniß vorhanden, als
in Birkenfeld. Namentlich weil für Lübeck sonst nichts ge¬
geben werde, während hier im Herzogthumz B. für Chausseen
stets große Summen bewilligt würden, beantrage er,

der Landtag wolle zur Beförderung der Landwirch-
schaft Pro 1873/75 jährlich 500 ^ bewilligen und
GroßherzoglicheStaalsregierung ersuchen, sich mit der
Erhöhung der hier fraglichen Ausgabeposition um
jährlich 260 einverstanden erklären.

Der Antrag ist genügend unterstützt und kommt zur
Berathung.

Berichterstatter Abg Nathan : Er könne sich dem
Anträge nicht anschließen, weil derselbe zu generell sei. Es
werde eine Forderung in dieser Beziehung noch kommen,
nämlich zur Gründung einer landwirthschaftlichen Lehran¬
stalt.

Abg-. Wulff : An die letzte Bemerkung des Vorred¬
ners anknüpfcnd, müsse er doch bemerken, daß eine Unter¬
stützung einer landwirthschaftlichen Lehranstalt nicht zu dieser
Position gehöre. Was die Verwendung der geforderten
Summe betreffe, so solle dieselbe zu Prämien für Vieh bei
Thicrschauen verwandt werden und davon Schmiede, welche
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die Husbcschlagschule in Altona besuchen wollten, unterstützt
werden.

Abg. Brockhaus : Er könne sich wohl für den An¬
trag erklären, da ihm die ausgeworftne Summe für Lübeck
im Vergleich zu den für die andern Landestheile bewilligten
Summen sehr gering erscheine.

Der Antrag des Abg. Wulff  wird angenommen und
Hamit die Regierungsvorlageerledigt.

88. 19—23 incl. werden angenommen.
Zu 8. 24 hat der Ausschuß den Antrag 33 gestellt:

der Landtag wolle zwar die zu dieser Position ge¬
forderten 3972 21 bewilligen, zugleich aber
die Staalsregierung ersuchen, über diese Sache ein
Necbtsgutachten vom aävoeutus lisoi einzuholen und
nach dessen Ausfälle zu verfahren.

Abg. Wulff : Er halte es für gerechtfertigt, diese Po¬
sition nur unter der Bedingung zu bewilligen, daß die
Staatsregierung ein Rechtsgutachten über diese Sache vom
aävooutus tisvi einziehe. Früher sei entschieden, daß die
Eiscnbahn-Direction die Zufnhrwege auf ihre Kosten herzu¬
stellen habe. Er beantrage, den Antrag folgendermaßen ab¬
zufassen:

der Landtag wolle die zu dieser Position geforderten
3072 21 A/" mit der Bedingung bewilligen, daß
die Staatsregierung über diese Sache ein Rechtsgut¬
achten vom ackvoorrtus tisei einziehe und nach dessen
Ausfall verfahre.

Reg.-Com. Assessor Wesche : Der Antrag stütze sich
auf die Bestimmungen des Erpropriationsgesetzes. Die
Staatsregierung sei aber der Ansicht, daß diese hier keine
Anwendung fänden, und habe sie stets dies Verfahren An¬
geschlagen. Was die vom Abg. Wulff  erwähnte Entschei¬
dung betreffe, so könne er sich darüber nicht weiter auslassen,
da ihm der Fall nicht bekannt sei.

Abg. Wulff : Er wolle ja bewilligen, aber nur be¬
dingungsweise. Im Uebrigen wünsche er nicht, daß der
Landtag bitten müßte, wo er fordern könne. Im Verwal¬
tungswege sei allerdings die vorhin erwähnte Entscheidung
.abgegeben.

Reg.-Com. Assessor Wesche : Es könne doch wohl
kaum die Absicht des Landtags sein, daß die Staatsregierung
sich von dem Rcchtsgutachten eines einzigen Juristen ab¬
hängig machen solle. Was den früheren Fall betreffe, so
müsse er annehmen, daß es sich dort um einen Privatweg
gehandelt habe. Er bitte, den Antrag des Abg. Wulff
abzulehnen.

Berichterstatter Abg. Nathan : Die Entscheidung, von
der der Abg. Wulff  gesprochen habe, sei allerdings abge¬
geben. Im Uebrigen sei er aber doch der Meinung, daß
der Aiisschußantrag genüge.

Abg. Rufsell : die Staatsregierung könne in eine sehr
unangenehme Lage kommen, wenn das Rechtsgutachten etwa

mangelhaft ausfiele. Er möchte deßhalb dem Abg. Wulff
anheim geben, in seinem Anträge die letzten Worte: „und
nach dessen Ausfälle verfahre- zu streichen.

Abg. Wulff : Er erkläre sich damit einverstanden,
daß sein Antrag dahin geändert werde.

Abg. Barnstedt : Er empfehle den Antrag des Abg.
Wulff.  Für den bestimmten Fall scheine ihm ein Ersuchen
nicht so richtig, als eine bedingungsweise Bewilligung.

Berichterstatter Abg. Nathan : Im Namen des Aus¬
schusses ziehe er den Antrag 33 zurück.

Der modificirte Antrag des Abg. Wulff  wird ange¬
nommen und ist damit die Position erledigt.

88 25—35 incl. werden angenommen.
Der Ausschußantrag 44 zu 8- 36,

der Landtag wolle an Gehalten der Forstverwaltungs¬
und Forstschutz-Beamten für das Jahr 1873—7780,^
13 ^ 6 -̂ , für 1874 — 7880 13 6
und für 1875 — 7930 13 6 /L, bewilligen,
jedoch darunter die für einen Forstwärter jährlich in
Aussicht genommenen 200 ^ unter der Bedingung,
daß die Försterstelle in Liensfeld eingehe,

wird angenommen.
8§. 37—52 incl. werden angenommen.
Ueber 8. 52 a. ist die Berichterstattung ausgesetzt.
8. 53 wird angenommen.
Zu den dem Voranschläge nachgefügtcn Bemerkungen

hat der Ausschuß den Antrag -4L 62 gestellt:
der Landtag wolle beschließen, daß die dem Voran¬
schläge nachgefügtcn Bemerkungen 1 und 2 in der
vorliegenden Fassung angenommen werden, in der
dritten jedoch das Wort „nur" zwischen „welche"
und „Gehalte" gestrichen werde.

Dieser Antrag wird angenommen.
Reg.-Com. Cammerrath Heumernn : Er bitte auch

hier wieder zu Protocoll zu nehmen, daß der Landtag damit
einverstanden sei, daß die Staatsregierung in derselben Weise,
wie bisher, bei Verrechnung der gemischten Positionen ver¬
fahre.

V. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Emission einer zweiten Serie Actien der Oldenburgischcn
Landesbank im Betrage von 2500 Stück ä. 200 «^. (Vor¬
lage 77.)

Der Ausschuß hat hierzu folgenden Antrag gestellt:
der Landtag wolle dem im Schreiben der Staatsre-
gicrung vom 18. November gestellten Anträge in
folgender veränderter Fassung:

daß das Grundkapital um weitere 500,000
erhöht werde, welche ebenfalls durch 2500 auf
den Namen lautende Actien L 200 aufzu¬
nehmen sein, auf welche ebenfalls zunächst 40°/»
eingezahlt werden sollen, und auf welche im
Uebrigen alle für die ersten 2500 Actien gel-
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tenden Bestimmungen Anwendung zu finden
haben. Diese neuen Aktien sollen den Inhabern
der älteren Actien nach dem Verhältnisse ihres
Besitzes an diesen zum Course von 106"/» zur
Verfügung gestellt werden, und soll davon der
Uebercours mit 4°/o in den Reservcfond der
Landesbank und 2°/» in die Oldenburgische
Staatskasse fließen;

seine Zustimmung unter der Bedingung ertheilen,
daß bis zum 1. Juli 1873 über die Emission der
neuen Actien von den Aktionären Beschluß gefaßt
werde.

Berichterstatter Abg. Nathan : Nachdem der erste
Bericht des Ausschusses in die Hände der Landtagsmitglicder
gelangt sei, seien im Ausschüsse Bcrathungen gepflogen, die
den Erfolg gehabt hätten, daß der Antrag des Ausschusses
modificirt sei und zwar dahin, daß die Actien zum Coursc
von 106°/o ausgegeben werden sollen und von diesem Ucbcr-
cvurs 2°/o in die Oldenburgische Staatskasse fließen sollen.
Er glaube den Antrag um so mehr empfehlen zu können,
als er der Billigkeit durchaus entspreche.

Rcg.-Com. Cammerrath Heumann : Er empfehle
den Antrag der Staatsregierung. Die Sachlage sei kurz
folgende. Die Oldenburgische Landesbank habe ein Grund¬
kapital von 500,000 wovon 40°/,, eingezahlt seien. Die
Bank fühle das Bedürfniß dieses Grundcapital zu vergrößern
und zwar auf eine Million, und habe das Aufsichtscollegium
die Absicht, einen dahin gehenden Antrag bei dcr nächsten
Generalversammlung der Aktionäre mit der Bestimmung zu
stellen, daß die neuen 2500 Actien zum Course von 104°/»
ausgcgeben werden sollten, und dcr Nebercours mit 20,000
in den Reservefonds dcr Landesbank fließen solle. Der An¬
trag sei im Interesse der Landescasse, der Aktionäre und des
Publikums. Wenn mit den 20,000 die in den Reserve¬
fond fließen sollten, in derselben Weise gewirthschaftet würde,
wie mit dem übrigen Gelde, so müsse man annehmen, daß
mehr als 5"/<> gewonnen werden würden, von dem Mehr
aber flössen nach Abzug des entsprechenden Theils der Ge¬
schäftskosten wieder zwei Dritthcile in die Landescasse; auch
erhöhe sich dabei der Reservefonds der Bank, und im Falle
deS Rückkaufs der Bank durch den Staat ginge der Re¬
servefond auch mit über. Das Rückkaufsrecht sei mit der
Verpflichtung verbunden, daß der Staat während der
ersten fünf vollen Bctriebsjahre das baar  cingezahlte Actien-
Capital mit 10°/„ Agio, in den darauf folgenden5 Jahren
mit 15"/o und später mit 20"/» Agio zahlen müsse. Die
Slaatsregierung würde, wenn sie nun noch in der ersten
jedenfalls bis zum 15. Januar 1874 , vielleicht bis zum
31. December 1874 laufenden fünfjährigen Periode von dem
Rückkaufsrecht Gebrauch machte, durch die beregten 20,000 »-̂
gerade gedeckt sein. Der Ausschuß habe die Bedingungen
nach 2 Seilen erschwert. Einmal wolle er nämlich statt

4°/o, 6°/o haben. Diese 6°/° würden gerade ausreichen,
wenn die Slaatsregierung in der zweiten Periode die Bank
zurückkaufte. Vorläufig sei aber das Rückkaufsrecht noch in
dcr ersten Periode und habe daher die Ctaalsrcgicrung eS
ja in der Hand , davon Gebrauch zu machen. Die zweite
erschwerende Abänderung sei die, daß 2°/o mit 10,000 H
in die Staatskasse fließen sollten. Für dieses Verlangen
scheine die innere Begründung und Konnerität zu schien.
Es sei ihm doch sehr zweifelhaft, ob die Actionäre überall
auf solche Bedingungen eingehen würden. Nach den Acuße-
rungen eines der bedeutenderen Actionäre müsse er annehmen,
daß die Zustimmung der Actionäre nicht erfolgen würde.

Abg. Ahlhorn : Er halte den Antrag des Ausschusses
für ganz correct. Die Staatsregierung habe erklärt, daß sie
nicht daran dächte, in der ersten Periode von dem Rückkaufs¬
rechte Gebrauch zu machen, und sei es deßhalb wohl gerecht¬
fertigt, die 2°/o für die Staatskasse in Anspruch zu nehmen..
Er ersuche den Landtag, für den Antrag des Ausschusses zu
stimmen die Actionäre sowohl, als auch der Staat ständen
sich gut dabei.

Abg. Windmüller Er empfehle, beide Anträge ab¬
zulehnen. Seines Erachtens werde die Sicherheit durch eine
neue Emission nicht erhöht. Man solle doch erst die noch
rückständigen 60° -> der ersten Serie einziehen. Das Rück¬
kaufsrecht anlangend, so glaube er doch, daß dasselbe durch
eine neue Emission nur erschwert werde.

Reg.-Com. Cammerrath Heumann : Es sei ihm
unklar, wie der Abg. Wind müller  behaupten könne, die
Sicherheit der Bank werde nicht erhöht. Für die Geschäfte
der Bank würden dock fortan eine Million haften, während
jetzt nur eine halbe Million dafür hafte. Es sollten von
der Million freilich zunächst nur 400,000 baar einge¬
zahlt werden, die übrigen 600,000 würden aber doch
immer, wenn nölhig, herangezogcn werden können.

Abg. HZropping : Er gebe dem Herrn Regierungs-
Commissair in vollem Maaße Recht und könne sich der An¬
sicht des Abg. Windmüller  in keiner Weise anschließen.
Aber auf der andern Seite scheine ihm doch der Ausschuß
durchaus correct zu verfahren, da keine Aussicht sei, daß die
Staatsregierung in der ersten Periode das Rückkaufsrecht
benutzen werde. Die Zustimmung der Actionäre anlangend,
so glaube er doch, daß dieselben einsehen würden, die For¬
derung sei keine unbillige.

Abg. Russell : Er sei durchaus dafür, daß 106°/i> ge¬
nommen würden und zwar zur Sicherung für die zweite
Periode. Die Actionäre zögen ihren Gewinn aus der Bank,
er sehe nicht ein, weshalb nicht auch der Staat einen kleinen
Vortheil davon haben sollte. Wenn die Actionäre nicht auf
die Bedingungen eingehen wollten, so verlöre der Staat
auch nicht viel daran. Die Actionäre würden schon wieder¬
kommen, davon sei er überzeugt, da das Geschäft ein sehr
ausgedehntes sei und ein größeres Betriebscapital haben
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müsse. Im Interesse des Staats müsse der Antrag dcS

Ausschusses ausrecht erhalten werden.

Reg .- Com . Cammerrath Heumann : Der Vorredner

habe gesagt : „ Wir müssen  die 10,000 haben , bekom¬
men wir sie nicht , so ist auch nichts daran gelegen ." Das

vermöge er nicht miteinander zu reimen . Er fürchte , das Bessere

sei hier der Feind des Guten , und möchte doch empfehlen , nicht

zu viel zu verlangen , und wiederholt anheim geben , den An¬

trag der Regierung anzunehmen.
Abg Windmüüer : Er müsse doch bei seiner Ansicht

beharren , daß , bevor an eine Emission neuer Aktien gedacht

werden könne , die noch rückständigen 60 "/o eingezahlt werden

müßten.
Abg . Schumann : Vor Allem müsse man sich die

Frage vorlegen , wie eine neue Emission auf die jetzigen
Actien wirken würde , davon würde wesentlich abhängig sein

Hie Zustimmung der Aktionäre . Wenn man annehmen

könnte , daß die Geschäfte der Bank sich verdoppelten , so

würde die Dividende dieselbe bleiben , wenn sie sich aber

nicht vermehrten , so würden die Actien sinken . Bei dem

jetzigen hohen Conrs der Actien könne er sich nicht denken,

daß die Actionäre gegen die Emission sein würben.

Abg . Ahlhorn : Der Conrs der Actien werde in

Folge der Emission nicht bedeutend fallen , wenigstens nicht

auf die Dauer . Er sei überzeugt , nach 3 Jahren würden
die Actionäre schon wieder eine neue Serie emittiren wollen.

Er empfehle den Ausschußantrag , da cs doch ein Unterschied

sei , ob man das Geld gleich bekomme oder erst über Jahr

und Tag aus dem Reservefond der Bank.

Berichterstatter Abg . Nathan : Er wolle darauf auf¬

merksam machen , daß wir im Falle des Rückkaufs eine

Summe von 50,000 mehr aufwcnden müssen . Dem ge¬

genüber sei die Forderung des Ausschusses eine außcrordcnt-

ilich geringe.
Abg . Hoher : Was die Erhöhung des Actiencapitals

betreffe, so lasse sich nicht längncn , daß dieselbe wünschens¬

wert !) sei , eine Million sei aber genügend , und glaube er

Nicht, daß , nachdem eine solche Erhöhung eingetreten sei , in

nächster Zeit schon wieder eine neue Emission erforderlich

sein würde . Der Cours der Aktien werde immer ein sehr

guter sein , da das Geschäft der Bank ein ausgezeichnetes sei.

Er sei der Ansicht , man müsse die ganze Angelegenheit , auch

vom Standpunkt der Regierung , die einmal bei den Bank¬

geschäften . bekhciligt sei , vom kaufmännischen Standpunkt

auffaffen , wie das auch der Abg . Russell  zu thun scheine,

mit dem er in dieser Frage vollständig übercinstimme.

Reg .- Com . Cammcrrath Heumarrn : Der Staat

könne sich nicht auf denselben Standpunkt stellen , wie viel¬

leicht ein Privatbanquier cs könne , sein Standpunkt sei ein
anderer , als der des Marktens.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen und ist

damit der Antrag der Staatsregierung abgelehnt.

VI . Bericht des Justizausschusses über den Gesetzent¬

wurf , betr . polizeiliche Bestimmungen zum Schutze der Fi¬

scherei . ( Vorlage 74 .)

Reg .- Com . Assessor Wefche : Er ziehe Namens der

Staatsregierung die ganze Vorlage zurück.

VII . Mündlicher Bericht des Justizausschusses über den

Entwurf eines Gesetzes , betr . Neue Bestimmungen zum Gesetz

für das Herzogthum Oldenburg , betr . die Gebühren in bür¬

gerlichen Rechts - und Strafsachen . ( Vorlage 14 .)

Berichterstatter Abg . Schomann : Nach dem Ent¬

würfe sollten die Bevollmächtigten mit ihren Mandanten

solidarisch haften . Diese Haftpflicht sei in Verwaktungsan-

gelegenheiten schon länger anerkannt , auch nach einer Ver¬

fügung der Justizcanzlei für Collegialgerichte vorgeschriebcn.

Nur bei den Amtsgerichten sei der Grundsatz bis jetzt nicht

zur Anwendung gekommen und diese Lücke werde durch den

Gesetzentwurf ausgefüllt.
Der Antrag des Ausschusses,

der Landmg wolle dem Gesetzentwurf seine Zustim¬

mung ertheilen,

wird angenommen.
VIII . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr.

die Veräußerung der bei Eutin belegenen Neumühle . ( Vor¬

lage 82 ) .
Berichterstatter Abg . Nathan : In einem Schreiben

der Staatsregierung vom 23 . Nov . 1872 sei die Veräuße¬

rung der bei Eutin gelegenen Neumühle in Aussicht ge¬

nommen . Die Pachtsumme für diese Mühle -sei seit 1846

säst um die Hälfte gefallen , nämlich von 2290 auf 1400

Dieses Herabgchen der Pacht sei daraus zu erklären , daß in

der Nähe mehrere Mühlen gebaut seien , welche der Neumühle

Concurrenz machten . Der Ausschuß beantrage deshalb,

der Landtag wolle zu der in Aussicht genommenen

Veräußerung der Neumühle seine Zustimmung er¬
theilen.

Dieser Antrag wird angenommen.
IX . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über

die Petition des Lehrers G . Nie möller  zu Cappeln , den

Termin seiner deflnitiven Anstellung betreffend.

Berichterstatter Abg . Brinnemeyer : Der Petent

stelle dar , daß er im Jahre 1844 sein Lehrercramcn bestan¬

den habe , 1846 Hülfslehrer und 1850 Substitut geworden

sei und erst im Jahre 1853 eine definitive Anstellung erhal¬

ten habe . Er bitte nun , es möchten ihm von seiner 7jähri-

gen provisorischen Anstellung wenigstens 3 volle Jahre als

definitive Dienstzeit angcrechnet werden . Gründe für seine

Bitte gebe der Petent nicht an , cs scheine sein Zweck zu

sein , schon jetzt die volle Alterszulage zu bekommen . Diese

würde er aber auch ohnehin schon über ein Jahr erhalten,

und stelle dcßhalb der Ausschuß den Antrag:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬

nung übergehen.
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Der Antrag wird angenommen, und ist mit diesem
Gegenstand die heutige Tagesordnung erledigt.

Der Präsident erbittet sich Anträge zur zweiten Lesung
bis morgen Abend zu folgenden Gesetzentwürfen:

1. betr. Aenderung des Gesetzes, bctr. Einrichtung der
Provinzialräthe in Lübeck und Dirkenfeld;

2. betr. Abänderung der Geschäftsordnung des Land¬
tags;

3. bctr. neue Bestimmungen zum Gesetze für das Hcrzog-
thum Oldenburg, betr. die Gebühren in bürgerlichen
Rechts- und Strafsachen, vom 28. Juni 1858.

Schluß der Sitzung 12 '/2  Uhr.
Nächste Sitzung: Montag, den 16. Dccembcr 1872,

Vormittags 10 Uhr.
Tagesordnung:

1. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. das Unter¬
richts- und Erziehungswesen im Fürstenthum Lübeck.
(Vorl. 57.)

Antrag des Abg. Wulff  zu Art. 10 §. 1 und
Anträge des Abg. Bunnemann  zu Art. 5 H. 3,
zu Art. 25 und eventuell zu Art. 25 ß. 3.

2. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. Neue Be¬
stimmungen zum Gesetze vom 3. April 1855, betr.
das Unterrichts- und Erziehungswcsen im Herzogthum
Oldenburg. (Vorl. 55.)

Antrag deS Abg. Bunnemann  zu Art. 65 und
Anträge der Staatsregierungzu Art. 37 K. 1
Ziff. 1 und zu Art. 42 tz. 2.

3. Selbstständiger Antrag des Verwaltungsausschuffes,
betr. einen Zusatz zum Art 7 K. 3 des Gesetzes
vom 3. April 1855, bctr. das Unterrichts- und Er-
ziehungswcscn im Herzogthum Oldenburg.

4. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über den
Gesetzentwurf für das Fürstenthum Lübeck, betr. die
Aufhebung der Stcmpelabgaben und der Halbprocent-
stcner. (Vorl. 72.)

5. Mündlicher Bericht deS Justizausschusses über den
Gesetzentwurf für das Fürstenthum Lübeck, betr.
Aenderungen des Gesetzes vom 15. August 1861,
betr. die Gebühren in bürgerlichen Rechts- und Straf¬
sachen. (Vorl. 52.) -

6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. den
§. 30 der Ausgaben im Voranschlag deS Herzogthums
pro 1873/75,

desgleichen
weiterer Bericht über die §Z. 1, 7, 78, 92—S5
daselbst.

7. Mündlicher Bericht des Finanzausschussesüber den
Gesetzentwurf für das Herzogthum, betr. Besoldungs¬
verhältnisse der Eiscnbahnverwaltung.

8. Bericht des Verwaltungsausschuffes zum Gescheut-
wurf über die Negulirung und Ablösung der Forst-
berechtkgungen im Fürstenthum Birkenfeld.

Der Berichterstatter:
Bödekcr.


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

